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Anhang 3 

 

Am 3. Juni 2015 hat der Grosse Rat ein neues Gesetz betreffend die Orga-

nisation der Gerichte und der Staatsanwaltschaft (Gerichtsorganisations-

gesetz, GOG) verabschiedet. Mit Regierungsratsbeschluss vom 22. Dezem-

ber 2015 lit. B legt der Regierungsrat die Wirksamkeit des Gesetzes betref-

fend Organisation der Gerichte und der Staatsanwaltschaft (Gerichtsorga-

nisationsgesetz, GOG, gestaffelt fest. Die  §§ 12 bis 18, 20, 22 bis 28 und 

100 werden per 30. 12. 2015 wirksam. Die Wirksamkeit der übrigen Para-

graphen und somit die Aufhebung des aktuell geltenden Gesetzes betreffend 

Wahl und Organisation der Gerichte sowie der Arbeitsverhältnisse des 

Gerichtspersonals und der Staatsanwaltschaft (Gerichtsorganisationsge-

setz, GOG) werden per 1. 7. 2016 wirksam. Die bereits seit dem 30. 12. 

2015 wirksamen §§ 12 bis 18, 20, 22 bis 28 und 100 werden in diesem 

Anhang publiziert. 

 

Gesetz betreffend die Organisation der Gerichte und der 
Staatsanwaltschaft (Gerichtsorganisationsgesetz, GOG) 

Vom 3. Juni 2015 (Stand 30. Dezember 2015) 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, 

nach Einsichtnahme in den Ratschlag Nr. 14.0147.01 vom 27. Mai 2014 

sowie in den Bericht der Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission Nr. 

14.0147.02 vom 21. Mai 2015, sowie gestützt auf die §§ 44, 70-74, 76, 89-

90, 99, 110 und 112-117 der Verfassung des Kantons Basel-Stadt vom 23. 
März 2005, 

beschliesst: 

1.5.4. Wählbarkeitsvoraussetzungen für Gerichtspräsidien und 
Staatsanwaltschaft 

§  12. 
1  

Als Gerichtspräsidentin oder Gerichtspräsident ist wählbar, wer in kanto-

nalen Angelegenheiten stimmberechtigt ist und an einer schweizerischen 

Universität ein Lizenziat der Rechte oder einen Master of Law einschliess-

lich eines Bachelor of Law erworben hat. 
2  

Als Mitglied der Geschäftsleitung der Staatsanwaltschaft ist wählbar, wer 

an einer schweizerischen Universität ein Lizenziat der Rechte oder einen 

Master of Law einschliesslich eines Bachelor of Law erworben hat, das 

Schweizer Bürgerrecht besitzt und den Wohnsitz in der Schweiz hat. Als 

Staatsanwältin oder Staatsanwalt und als Jugendanwältin oder Jugendan-

walt kann angestellt werden, wer die Wählbarkeitsvoraussetzungen für 

Mitglieder der Geschäftsleitung der Staatsanwaltschaft erfüllt. 
3  

Wer statt an einer schweizerischen Universität an einer ausländischen 

Universität einen Master of Law erworben hat und zudem über ein kantona-

les Anwaltspatent verfügt, ist ebenfalls wählbar. 

http://www.grosserrat.bs.ch/de/geschaefte-dokumente/datenbank?such_kategorie=1&content_detail=200106556
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1.5.5. Wählbarkeitsvoraussetzungen für Richterinnen und Richter  

1.5.5.1. Im Allgemeinen 

§  13. 

 
1  

Als Richterin oder Richter ist wählbar, wer in kantonalen Angelegenhei-

ten stimmberechtigt ist. 
2  

Inhaberinnen und Inhaber einer Professur an der Juristischen Fakultät der 

Universität Basel mit Wohnsitz im Kanton sind als Richterinnen oder 

Richter wählbar, auch wenn sie das Schweizer Bürgerrecht nicht besitzen. 

1.5.5.2. Arbeitsgericht 

§  14. 
1  

In das Arbeitsgericht als Arbeitgeberin oder Arbeitgeber wählbar sind die 

Geschäftsinhaberinnen und Geschäftsinhaber, die Prokuristinnen und 

Prokuristen, bei Gesellschaften die unbeschränkt haftenden Teilhaberinnen 

und Teilhaber sowie bei juristischen Personen die laut dem Handelsregister 

zu deren Vertretung ermächtigten Personen. Von der Leitung des Geschäfts 

können Personen als Arbeitgeberin oder Arbeitgeber bezeichnet werden, 

die Vollmacht zur Anstellung und Entlassung von Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern erhalten haben. 
2  

In das Arbeitsgericht als Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer wählbar sind 

die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eines Gewerbe-, Handels- oder Fabri-

kationsgeschäfts, die nicht Arbeitgeberin oder Arbeitgeber im Sinn von 

Abs. 1 sind. 
3  

Personen, die in einem Arbeitsverhältnis des öffentlichen Rechts stehen, 

sind nicht wählbar. 

1.5.5.3. Jugendgericht 

§  15. 
1  

In das Jugendgericht als Richterin oder Richter wählbar ist, wer über eine 

abgeschlossene Hochschulausbildung in Jurisprudenz, Pädagogik, Sozial-

arbeit, Medizin, Psychologie oder eine andere für das Gericht geeignete 

Hochschulausbildung oder über eine gleichwertige Berufserfahrung ver-

fügt. 
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1.5.5.4. Sozialversicherungsgericht 

§  16. 
1  

In das Sozialversicherungsgericht als Richterin oder Richter wählbar ist, 

wer über eine abgeschlossene Hochschulausbildung in Jurisprudenz, Medi-

zin, Pflegewissenschaften, Sozialarbeit oder eine andere für das Gericht 

geeignete Hochschulausbildung oder über eine gleichwertige Berufserfah-

rung verfügt. 

1.5.5.5. Gericht für fürsorgerische Unterbringungen 

§  17. 
1  

In das Gericht für fürsorgerische Unterbringungen als Richterin oder 

Richter wählbar ist, wer über eine abgeschlossene fachärztliche Ausbildung 

für Psychiatrie oder Psychotherapie, über eine abgeschlossene Hochschul-

ausbildung in Jurisprudenz, Psychologie, Sozialarbeit oder eine andere für 

das Gericht geeignete Hochschulausbildung oder über eine gleichwertige 

Berufserfahrung verfügt. 
2  

Personen mit abgeschlossener fachärztlicher Ausbildung für Psychiatrie 

oder Psychotherapie sind als Richterinnen oder Richter auch ohne Stimm-

berechtigung in kantonalen Angelegenheiten wählbar, sofern sie in der 

Schweiz praktizieren. 

1.5.5.6 Appellationsgericht 

§  18. 
1  

In das Appellationsgericht als Richterin oder Richter wählbar ist, wer die 

fachlichen Wählbarkeitsvoraussetzungen für Gerichtspräsidien erfüllt. 
2
  Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des Gesetzes über den Vollzug 

der Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht. 

1.5.7. Wahlen 

1.5.7.1. Wahlgremien, Amtsdauer 

§  20. 
1  

Die Gerichtspräsidentinnen und Gerichtspräsidenten werden in einem 

Wahlkreis nach den Vorschriften des Gesetzes über Wahlen und Abstim-

mungen (Wahlgesetz) vom 21. April 1994 vom Volk gewählt. 
2  

Die Richterinnen und Richter des Arbeitsgerichts, des Jugendgerichts und 

des Gerichts für fürsorgerische Unterbringungen werden nach den Vor-

schriften dieses Gesetzes vom Regierungsrat gewählt. 
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3  
Die übrigen Richterinnen und Richter wählt der Grosse Rat. Die Wahl 

wird von der Wahlvorbereitungskommission des Grossen Rates vorbereitet. 
4  

Die Amtsdauer der Gewählten beträgt sechs Jahre. 
5  

Vorbehalten bleiben spezialgesetzliche Regelungen. 

§  22. 
1  

Bei der Wahl als Richterin oder Richter sind soweit möglich folgende 

Kriterien zu berücksichtigen: 

  1. eine angemessene Vertretung von Juristinnen und Juristen; 

  2. die fachliche Eignung sowie die zeitliche Verfügbarkeit; 

  3. eine angemessene Berücksichtigung der Geschlechter. 

 

1.5.7.2. Arbeitsgericht 

§  23. Bildung von Berufsgruppen 
1  

Der Regierungsrat bildet Berufsgruppen nach verwandten Berufen und 

bestimmt die Zahl der Richterinnen und Richter pro Gruppe. 
2  

Dabei werden jeweils gleich viele Arbeitgeber- wie Arbeitnehmervertrete-

rinnen und -vertreter für eine Gruppe bestimmt. 

 

§  24. Einleitung der Gesamterneuerungswahlen 
1  

Der Regierungsrat gibt den Termin zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

mindestens vier Monate vorher bekannt. 
2  

Gleichzeitig lässt er die Wählbarkeitsvoraussetzungen und die Zahl der 

Richterinnen und Richter pro Gruppe publizieren. 

§  25. Wahlvorschläge, Nachfrist 
1  

Vorschläge zur Wahl von Richterinnen und Richtern in das Arbeitsgericht 

können von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen zuhanden des 

Regierungsrates schriftlich beim zuständigen Departement auf den vom 

Regierungsrat festgesetzten Termin eingereicht werden. 
2  

Die zur Wahl vorgeschlagenen Personen sind geordnet nach Gruppen 

aufzuführen, wobei keine Person mehr als einer Gruppe angehören darf. 

Das zuständige Departement prüft die Wählbarkeitsvoraussetzungen und 

erstattet dem Regierungsrat umgehend Bericht. 
3  

Sind weniger wählbare Personen vorgeschlagen worden als erforderlich, 

so setzt der Regierungsrat eine Frist von vier Wochen zur Nachreichung 

von Vorschlägen und publiziert diese Nachfrist. 

§  26. Wahl 
1  

Der Regierungsrat wählt jeweils gleich viele Arbeitgeber- wie Arbeit-

nehmervertreterinnen und -vertreter in eine Gruppe. 
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2  
Sind mehr Vorschläge eingegangen als Stellen zu besetzen sind, so wählt 

der Regierungsrat die Richterinnen und Richter. Dabei berücksichtigt er 

namentlich die fachlichen Qualifikationen der vorgeschlagenen Personen 

sowie die Mitgliederstärke der Berufsorganisationen, die die Vorschläge 

eingereicht haben. 
3  

Sind gleich viele Vorschläge eingegangen als Stellen zu besetzen sind, so 

erklärt der Regierungsrat die vorgeschlagenen Personen als gewählt. 
4  

Liegen zu wenig Vorschläge vor, so ergänzt der Regierungsrat unter 

Wahrung der paritätischen Zusammensetzung die offenen Stellen nach 

eigener Erkenntnis und berücksichtigt bei seiner Wahl nach Möglichkeit 

die beruflichen Voraussetzungen. 
5  

Die Namen der gewählten Richterinnen und Richter werden nach Grup-

pen geordnet und unter Bezeichnung der Zugehörigkeit zu Arbeitnehmerin 

oder Arbeitnehmer bzw. Arbeitgeberin oder Arbeitgeber publiziert. 

1.5.7.3. Jugendgericht 

§  27. 
1  

Bei der Wahl der Richterinnen und Richter des Jugendgerichts ist auf eine 

angemessene Berücksichtigung der fachlichen Ausrichtung der Richterin-

nen und Richter zu achten; zwei Mitglieder müssen die fachlichen Wähl-

barkeitsvoraussetzungen für Gerichtspräsidien erfüllen. 
2  

Bei der Wahl der Richterinnen und Richter des Jugendgerichts steht der 

Präsidentin oder dem Präsidenten des Jugendgerichts gemeinsam mit den 

beiden Stellvertreterinnen oder Stellvertretern ein Vorschlagsrecht zu. 

1.5.7.4. Gericht für fürsorgerische Unterbringungen 

§  28. 
1  

Bei der Wahl der Richterinnen und Richter des Gerichts für fürsorgeri-

sche Unterbringungen ist auf eine angemessene Berücksichtigung der 

fachlichen Ausrichtung der Richterinnen und Richter zu achten; die Stell-

vertreterinnen oder Stellvertreter der Präsidentin oder des Präsidenten 

müssen die fachlichen Wählbarkeitsvoraussetzungen für Gerichtpräsidien 

erfüllen. 
2  

Bei der Wahl der Richterinnen und Richter des Gerichts für fürsorgeri-

sche Unterbringungen steht der Präsidentin oder dem Präsidenten des 

Gerichts für fürsorgerische Unterbringungen gemeinsam mit den Stellver-

treterinnen und Stellvertretern ein Vorschlagsrecht zu. 

§  100. 
1  

Die laufende Amtsdauer der nach bisherigem Recht gewählten Gerichts-

präsidentinnen und Gerichtspräsidenten, der Statthalterinnen und Statthalter 

sowie Richterinnen und Richter wird bis zum Beginn der Amtsdauer der 

nach neuem Recht zu wählenden Gerichtspräsidentinnen und Gerichtsprä-

sidenten sowie Richterinnen und Richter verlängert. 
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2  
Die laufende Amtsdauer der nach bisherigem Recht gewählten Ersatzrich-

terinnen und Ersatzrichter des Sozialversicherungsgerichts wird bis zum 

Beginn der Amtsdauer der nach neuem Recht zu wählenden Richterinnen 

und Richter des Sozialversicherungsgerichts verlängert. 
3  

Die Amtsdauer der nach bisherigem Recht gewählten Ersatzrichterinnen 

und Ersatzrichter des Appellationsgerichts, des Zivilgerichts und des Straf-

gerichts endet mit Beginn der Amtsdauer der nach neuem Recht zu wäh-

lenden Richterinnen und Richter der genannten Gerichte. 
4  

Die Amtsdauer der nach bisherigem Recht gewählten Richterinnen und 

Richter sowie Ersatzrichterinnen und Ersatzrichter des Jugendgerichts 

endet mit Beginn der Amtsdauer der nach neuem Recht zu wählenden 

Richterinnen und Richter. 
5  

Die erste Amtsdauer der nach neuem Recht gewählten Mitglieder der 

Gerichte gemäss Abs. 1 bis 4 sowie die Amtsdauer der Richterinnen und 

Richter des Arbeitsgerichts endet am 31. Dezember 2021. 
6  

Die laufende Amtsdauer des Vorsitzenden der Rekurskommission für 

fürsorgerische Unterbringungen endet mit dem Beginn der Amtsdauer der 

oder des nach neuem Recht zu wählenden Präsidentin oder Präsidenten des 

Gerichts für fürsorgerische Unterbringungen. Die erste Amtsdauer endet 

am 31. Dezember 2021. 
7  

Die erste Amtsdauer der nach neuem Recht zu wählenden Richterinnen 

und Richter des Gerichts für fürsorgerische Unterbringungen (ohne Präsidi-

um) beginnt am 1. Juli 2017 und endet am 31. Dezember 2021. 


